
tlERflUSGEGEBEN!^ Vf REINE S
i  Erscheint Sonnabends u. Mittwochs. — Bezugspreis halbjäbrl. 4 Mark, postfrei 6,30 Mark, einzelne Nummern von gewöhn. Umfange 30 Pf.,-stärkere entspr. teurer ^  
^ Der Anzeigenpreis für die 4gespaltene Petitzeile beträgt 60 Pf., für B ehörden-A nzeigen und für F am ilien-A nzeigen 80 Ff. — Nachlaß auf 'Wiederholungen ^

Num m er 23 Berlin, Sonnabend den 8. Juni 1912 VII. Jahrgang *

Zu beziehen durch alle B uchhandlungen, Postäm ter und die G esch äftsste lle  C a r l H e y  m a n n s  V e r la g  in Berlin W. 8, M auerstr. 43.44
A l l o  R e c h t e  V o rb e h a lte n

Nochmals: Der Bauanwalt
vom Baurat Redlich. Neukölln*'!

Meine früheren A usführungen zu der Bezeichnung „B au­
anw alt“ sind, wie ich erfahren habe, n ich t überall so aufgefaßt 
worden, wie ich sie aufgefaßt wissen wollte, und sollen die nach­
stehenden Zeilen, die gleichzeitig einige kaum wesentliche 
A enderungen enthalten, zu näherer A ufklärung dienen. Ich ging 
von der U eberzeugung aus, daß es bei dem sich immer m ehr und 
m ehr zuspitzenden und wohl auch kaum  noch aufzuhaltenden 
Interessenkam pf der verschiedenen Gruppen von A rchitek ten  und 
Ingenieuren Aufgabe der am w eitesten vorgebildeten Techniker 
sein müsse, in  e rste r L inie und rechtzeitig  die Interessen der­
jenigen Kollegen wahrzunehmen, welche die (zweite) A bschluß­
prüfung für den höheren S taa tsd ienst im Baufach abgelegt haben, 
aber sich n ich t im S taa ts- oder K om m unaldienst befinden.

W ir wissen, daß, trotzdem  der T itel „R egierungsbaum eister“ 
staatlich  geschützt is t, es im freien V erkehr ganz allgemein 
üblich geworden ist, L eute als Baum eister zu bezeichnen, die 
n ichts w eiter sind als Bauunternehm er, selbst ohne handw erks­
mäßige, geschweige denn m it einer höheren technischen V or­
bildung. Es kann dabei für den gewöhnlichen V erkehr auch 
g leichgültig  bleiben, ob sich dieselben selbst als B aum eister be­
zeichnen. A us den vielen je tz t  auf der Tagesordnung stehenden 
Zw angsversteigerungen is t  es ja  ohne w eiteres ersichtlich, was 
für L eute oft im Grundbuch und in den gerichtlichen oder son­
stigen öffentlichen A nkündigungen als B aum eister bezeichnet sind, 
sich bezeichnen lassen oder sich bezeichnen. A nderseits is t be­
kannt, daß im Königreich Sachsen auch Techniker, die etwa kaum 
die Schulung und K enntnisse eines M aurer- und Zim m erm eisters 
nachzuweisen brauchen, das R echt zur F ührung  des T itels „B au­
m eiste r“ erlangen können. Den E lte rn  der Kollegen, welche 
die zweite S taatsprüfung  abgelegt haben, is t es oft sehr schwer 
geworden, ihren Sohn bis zur A bschlußprüfung zu erhalten. 
W ozu haben die Kollegen der V orbereitung zu dieser P rü fung  
und der P rüfung selbst sich unterzogen, wenn es n ich t ihre 
A bsicht w ar, für den ihnen bevorstehenden Kampf um die 
E xistenz nach außen hin in durchaus einwandfreier und u n an tast­
barer W eise als solche Techniker gekennzeichnet zu sein, welche 
über dasselbe Können und W issen verfügen, das von den höheren 
Baubeam ten im S taa ts- und Kom m unaldienst verlangt w ird?

A ber selbst wenn sie sich m it der Bezeichnung „A rch itek t“ 
oder „Ingenieur“ begnügen wollten, so m üßten sie leider die 
E rfahrung  machen, daß auch für diese Bezeichnungen auf dem 
M arkte des Lebens keine Schranken bestehen, und daß diese 
im gewöhnlichen V erkehr bald auch für solche Techniker A n­
wendung gefunden hatten , die nu r über ein handw erksm äßiges 
Können verfügten. Eine sehr zutreffende B estä tigung  g ib t die
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nachstehende, der Nr. 259 des laufenden Jah rg an g s der 
„Vossischen Z eitung“ entnommene und auch in ändern T ages­
b lä tte rn  enthaltene N otiz:

B e z e ic h n u n g  „ A r c h i t e k t “. In oinem Prozesse zwischen 
einer B augew erksinnung und einem B auunternehm er wegen 
U nterlassung der Bezeichnung als A rch itek t h a t die H a n ­
d e l s k a m m e r  auf A nfrage eines G erichts, un ter welchen V or­
aussetzungen nach den A nschauungen des V erkehrslebens die 
Bezeichnung A rch itek t für einen B auunternehm er üblich und 
zulässig ist, der keine akadem ische Bildung hat, nachstehendes 
G utachten e rs ta tte t: „Nach den A nschauungen des V erkehrs 
k a n n  s ic h  j e d e r  A r c h i t e k t  n e n n e n ,  der sich m it E n t­
würfen und zeichnerischen A rbeiten beschäftigt, die in irgend 
einer W eise m it dem Baugewerbe im Zusam m enhang stehen; 
im V erkehrsleben wird beispielsweise von A rch itek ten  für 
Innenaussta ttung , von M öbelarchitekten, G artenarchitekten 
und von A rchitekten  schlechtweg gesprochen, ohne daß h ier­
bei an eine besondere künstlerische Befähigung gedacht wird, 
die wohl auch kaum, da die A nsichten über K unst und 
künstlerische A rbeiten auseinandergehen, A nhaltspunkte für 
die Berechtigung, sich A rch itek t zu nennen, abgeben kann. 
Im  V erkehrsleben erw arte t man vielm ehr von einem A rchi­
tekten, daß er E ntw ürfe und Skizzen selbständig anzufertigen 
vermag, ohne daß es, wie beispielsweise bei M aurer- und 
Zim m erm eistern, auf den Nachweis einer besonderen Vorbil­
dung ankom mt. W ir weisen schließlich auf die bisher ergeb­
nislosen und teilweise auch in A rchitektenkreisen auf W ider­
spruch stoßenden Bestrebungen des Bundes D eutscher A rch i­
tek ten  hin, eine gesetzliche Reglung des T itels „A rch itek t“ 
dahingehend herbeizuführen, daß nu r derjenige sich A rchitokt 
nennen darf, der lediglich zeichnerische A rbeiten für B auten, 
A ussta ttungen  usw. gegen E n tg e lt liefert, ohne die B au­
arbeiten gleichzeitig selbst auszuführen.“

U nter den vorstehend gekennzeichneten V erhältnissen wird 
es wohl als berech tig t angesehen werden müssen, daß die in 
F rage kommenden Fachverbände in  erste r L inie es sich ange­
legen lassen sein sollten, sich der Kollegen rechtzeitig  anzu­
nehmen, welehe den Beweis für größtes W issen und Können 
erbrach t haben und sieh als P riva tarch itek ten  oder P riv a t­
ingenieure selbständig das tägliche B ro t verdienen müssen, 
ohne B auunternehm er oder B auausführender zu sein, welche 
also gewisserm aßen die A nw älte ih rer A uftraggeber sein wollen. 
F ü r diese Kollegen, und n u r für sie, halte  ich es für ange­
messen, daß man ihnen die Bezeichnung „B auanw alt“ verleihe 
und schütze in ähnlicher W eise, wie die Bezeichnung „R echts­
anw alt“ geschütz t ist. Selbstverständlich is t  es n ich t nötig, 
daß jeder, der die zweite S taatsprüfung  abgelegt hat, sofort
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nach dieser ohne w eiteres das R echt haben soll, die zu 
schützende Bezeichnung „B auanw alt“ zu führen. Ich gehe be­
züglich der E rlangung  dieser Bezeichnung davon aus, daß nach 
der A blegung der zweiten S taatsprüfung, derjenige, der B au­
anw alt werden wolle, verpflichtet sein müsse, e rs t eine Z eitlang 
bei einem B auanw alte zu arbeiten, aber berech tig t sein solle, 
diesen zu vertreten . Nach der noch näher festzusetzenden F ris t 
soll ihm  das Recht zustelm , bei einer B ezirksregierung oder bei 
der zu bildenden B auanw altskam m er den A n trag  auf E rnennung 
und E in tragung  in die L iste  der Bauanw älte zu stellen, worauf 
dem A n trag e  zu entsprechen wäre, wenn n ich t besondere noch 
näher zu bezeichnende H indernisse im W ege stehen.

E s kann dabei für die betreffenden Kollegen gleichgültig 
sein, ob sie vor der E rnennung zum B auanw alt die Bezeich­
nung Regierungsbaum eister oder Bauassessor a. D. führen 
dürfen. N icht g leichgültig  kann es aber für sie sein, welches 
Maß von V orrechten ihnen gegenüber den übrigen P rivatareh i- 
tek ten  und P rivatingenieuren einzuräumen wäre. Ohne Zweifel 
könnten diesen Kollegen alle die V orrechte bew illigt werden, 
die für dio M itglieder der beabsichtigt gewesenen A rch itek ten ­
kam mern erstreb t worden sind. Jedenfalls brauchten ihro Bau­
entwürfe seitens der Baupolizei n icht einer besonderen s ta ti­

schen P rüfung  unterzogen werden, dafür m üßten die Kollegen 
aber dio volle V erantw ortung in sta tischer H insicht für die von 
ihnen zu leitenden B au ten  übernehm en und gehalten sein, die­
selben V orschriften zu befolgen, die für die P rü fung  der B au­
entwürfe seitens der Baupolizeibeam ten zu beachten sind, wie 
es im A usland schon der Fall ist. A uf weitere E rörterungen 
bezüglich der einzuräumondon V orrechte und der zu über­
nehmenden Pflichten brauch t wohl je tz t  noch n ich t näher oin- 
gegangen werden. H aben die betreffenden Kollegen sich erst 
innerhalb des Verbandes D eutscher A rchitekten- und Ingenieur- 
Vereine m it Hilfe desselben zu einer O rganisation, welche den 
V orzug einer gewißen H om ogenität der einzelnen Glieder besitzt, 
zusammengeschlossen, so sollte es ihnen n icht schwer fallen, 
ihren S tand herauszuheben und sich die S tellung zu erringen, 
auf die sie berechtigten A nspruch erhoben dürfen. Die H ebung 
ihres S tandes w ird auch der gesam ten höheren Technikerschaft 
zugute kommen. Sache des Verbandes w äre es daher, auf A n trag  
diese Bestrebungen in erste r L inie zu fördern. Die A nträgo 
dazu m üßten von den betreffenden Kollegen ausgehen.

I s t  e rs t ein Kollege ein großer K ünstler geworden, so be­
darf er keines T itels, also auch keines T itelschutzes, wie es seit 
a lters her bei M alern und Bildhauern der F all is t.

Die Gartenstadt in Theorie und Praxis
von R eg ieru n g sb a u m eister  Wentscher

W er den A nzeigenteil einer großen Tageszeitung durch­
m ustert, findet an bestim m ter S telle zahlreiche Inserate  von 
Terrain- und Baugesellschaften, welche „G artenstäd te“ in den 
verschiedensten S tadien  der E ntw icklung dem L iebhaber an ­
preisen. Affichen an den L itfaßsäulen und gew altige P laka te  
an den B rüstungsgeländern  der Omnibusverdecko laden zur B e­
sichtigung der G artenstad t ein; in den W agen der V orortzüge 
findet man ih r m ehr oder minder künstlerisches Konterfei. 
„G arten stad t“ is t  augenblicklich die Parole aller, die sich oin 
behagliches Heim wünschen, fernab von dem brausenden Leben 
der W elts tad t. „G artenstäd te“ bei und um Berlin, nach allen 
S trichen der W indrose.

D as lebhafte In teresse des Publikum s für die G arten stad t­
bewegung is t  bei ihrem  außerordentlich verlockenden G rund­
gedanken verständlich : die Auffassung, daß es sich außerhalb 
des Bereichs g roßstäd tischer M ietskasernen, selbst der vornehm ­
sten  Aufm achung, ebenso bequem, jedenfalls aber gesundheit­
lich viel besser wohnen lä ß t als innerhalb, diese A uffassung be­
g inn t anscheinend s te ts  w eitere K reise zu ziehen. Eine kleine 
U n terha ltung  über dieses in teressan te Them a m ag daher 
manchem F reunde dieser H efte n ich t durchaus unwillkommen sein.

Um M ißverständnisse auszuschließen, die sich leicht ein­
zustellen pflegen, wenn die eigentliche Bedeutung des zur V er­
handlung stehenden G egenstandes un te r den Teilnehm ern an 
der B esprechung n ich t genügend gek lärt ist, muß der Begriff 
„G artenstad t“ m it einigen W orten  definiert werden. Vorweg 
sei bem erkt, daß diese Definition sich m it der gewöhnlichen 
B edeutung des W ortes n ich t in allen S tücken deckt. Dennoch 
soll sie versuch t werden, um einige Folgerungen daran knüpfen
zu können. ,  **

Die „G arten stad t“ im eigentlichen Sinne is t eine S tad t in 
oder m it G ärten; und zwar müssen, da der Ton auf „G arten“ 
liegt, diese G ärten einen erheblichen Teil der ganzen A nlage 
bilden. W as G ärten sind, b rauch t n ich t e rs t erläu tert zu 
worden; dagegen w ird es zweckmäßig sein, bei dem Begriff 
„ S ta d t“ einen A ugenblick zu verweilen, so verständlich er 
auch an sich für jeden ist. (W er zwischen den Zeilen lesen 
will, w ird den Zweck dieser kleinen U ebung ohne weitere E r­
läu terung  verstehen.)

U n te r „ S ta d t“ versteh t man die V ereinigung einer größeren 
A nzahl von m enschlichen N iederlassungen —  W ohn- und W ir t­
schaftsgebäuden — zu einem politischen und w irtschaftlichen 
Ganzen. Im  Rahm en dieser B etrach tung  soll nur das w irt­
schaftliche M oment berücksich tig t werden. Demnach is t  „G arten­
s ta d t“ die V ereinigung von W ohn- und W irtschaftsgebäuden 
inm itten von G ärten  zu einem Komplex. Die übliche Reihen­
bebauung der übrigen S täd te , bei der Haus an H aus stöß t, 
w ird h ier durch die sogenannte offene Bauweise ersetzt. Von 
diesem S tandpunk t aus betrach te t, is t die G artenstad t eine u r ­
a lte E inrichtung, die ursprüngliche Form  jeder städtischen 
N iederlassung. Die A ckerstädte unserer Vorfahren, aus denen

: sich die m odernen R eihenstädte e rs t allmählich entw ickelt 
haben, sind G artenstäd te  in diesem Sinne. A uch in dem mo­
dernen. Jed er B ürger is t  h ier der eigne H err im eignen Haus, 
das von dem des Nachbarn durch einen Garten ge trenn t wird. 
Doch befinden sich innerhalb der S tadtm auern  n ich t n u r die — 
man würde heute sagen — „Eigenheim e“ wohlhabender Be­
sitzer, sondern auch kleine bescheidene H äuschen der H and­
w erker und der Gewerbetreibenden, deren T ätigkeit als die 
G rundbedingung jeglichen gem einschaftlichen Lebens der B ürger 
be trach te t werden muß. Jeder kann in d ie s e r  S tad t seinem 
Beruf nachgehen; er findet im kleinen U m kreise alles, was er 
zum L ebensunterhalt b rauch t: er is t  zu Hause.

In  diesem le tzten  P unk te  beruht der H auptunterschied der 
modernen G artenstad t gegen ih r Vorbild. W ie die Dinge 
augenblicklich liegen, is t  i h r  Bewohner dort n ich t imm er zu- 
Hause. Oft befindet er sich m ehr in Sommerwohnung.

Es is t nämlich eine n ich t in allen Fällen, wohl aber in  den 
meisten, un ter den B egründern der modernen G artenstad t weit 
verb reitete  Annahme, daß durch das Vorhandensein von Ge­
schäften, in denen nam entlich L ebensm ittel bequem zu kaufen 
sind, das Niveau der G artenstad t herabgedrückt, gewisserm aßen 
die E xk lusiv itä t und Vornehm heit beein träch tig t werde. Je  
vornehm er eine G artenstad t is t  —  nach der momentan gü tigen  
A uffassung — desto weniger Gelegenheit haben ihre Bewohner, 
den täglichen Bedarf im O rte se lbst zu beschaffen; sie sind 
vielmehr auf um ständliche W ege in die G roßstadt angewiesen, 

j So entstehen allenfalls feudale V illenko lon ien , in  denen A utos 
1 ebenso gewöhnlich sind, wie anderw ärts Fußgänger, niemals 
| aber w irkliche G a r te n s tä d te ,  die auch den weniger B em ittelten 
; der Vorzüge dieser A rt des W ohnens te ilhaftig  machen. Im 
| übrigen w ird die E rfah rung  lehren, ob diese E xk lusiv itä ts­

theorie n icht v ielleicht doch eine irrtüm liche is t  und auf die 
Länge der Zeit unhaltbar. F ü r  den A ugenblick möchte mau 
eher annehm en, daß die G artenstadtbew egung, so sehr sie 
auch im F luß ist, an A usdehnung nur dann gewinnen wird, 
wenn die leitenden Persönlichkeiten sich dazu entschließen, 
m it diesem V orurteil m öglichst bald und gründlich aufzuräumen.

Eine G artenstad t kann nu r florieren, wenn der erwerbs- 
und berufstä tige M ittelstand veran laß t w ird, sich dort anzu­
siedeln. Fam ilien, die ein ruhiges Leben führen wollen, gesell­
schaftlichen V erkehr wenig suchen und die großstädtischen V er­
gnügungen ohne Bedauern m issen können, werden den H aup t­
teil ih rer B evölkerung bilden. Daß sie im allgemeinen nicht 
beabsichtigen, ihrem B eruf dort nachzugehen, läß t sich mutmaßen. 
W ohl aber wollen sie dort leben, und dazu gehört in  erste r 
L inie die bequeme Beschaffung von Lebensm itteln, auch für die 

j H ausfrau, welche beim E inkauf nu r ihre eignen Füße als F o rt­
bew egungsm ittel zur V erfügung hat.

So scheint die G artenstad tfrage in e rs te r L inie eine V er­
pflegungsfrage zu sein. Da man von ihren Bewohnern n icht 
verlangen kann, daß sie als Landw irte und V iehzüchter ihre 
Lebensm ittel in eignem Betriebe hersteilen, so wird man ihnen
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gesta tten  müssen, in diesem P u n k t ihre großstädtischen Ge- I 
wohnheiten des Einkaufens im nächsten Laden beizubehalten. 
U n ter den bestehenden V erhältn issen  m üssen aber, wie bereits 1 
angedeutet, die meisten G artenstäd ter ihren gesam ten Bedarf 
den hauptstädtischen W arenhäusern  entnehmen, die in dieser 
H insicht g roßartig  organisiert sind und ihre Geschäftswagen 
m eilenweit in der Um gegend zirkulieren lassen. Sie bringen 
ihren Kunden die geringste K leinigkeit gern  ins Haus. Indessen, 
h a t das W arenauto eine „P anne“, so kann es oben n ich t rec h t­
zeitig  am B estim m ungsort eintreffen. Die verzweifelte H aus­
frau muß sich wohl oder übel zu einem B esorgungsgang in die 
nächste O rtschaft entschließen. Und da kann es leicht ge­
schehen, daß der Kaufmann einer Kundin, die sich nur in der 
Not an ihn wendet, es abschlägt, ih r von seinen Schätzen m it­
zuteilen, selbst wenn er über die gew ünschten V orräte verfügt. 
Oft genug h a t er aber selbst nichts im H ause, denn er erhält 
seine W aren  vielleicht m it dem nämlichen Geschäftsauto. V er­
sag t aber der Kaufmann, so lohnt eine Um frage bei den o rts­
ansässigen P roduzenten kaum noch des V eruckes; denn diese 
pflegen die Erzeugnisse ihres landw irtschaftlichen und häus­
lichen Betriebes schleunigst in die S tad t abzusetzen: man be­
kommt nirgends so schlechtes Gemüse — wenn überhaupt — 
wie in den kleinen Sommerdörfern um die G roßstadt.

D aher kann der Bewohner der G artenstad t Läden und 
Geschäfte der verschiedensten A r t  n ich t missen. Die herr- 
lichsto Sommerluft m acht auf den n u r geringen E indruck, der 
sie m it hungrigem  Magen genießen soll. Die Schaffung einer 
gewissen K onkurrenz —  wenn auch nur in geringem  Um­
fange — erfolgt von selbst; sie b rauch t keineswegs un terd rück t 
zu werden, da die dam it verbundene P reisregulierung  für den 
Konsumenten nu r vorteilhaft sein kann.

Derselbe H ang zur Vornehm heit, der Geschäfte in der 
G artenstad t ausschließt, lieg t auch in der vielfach zu beobach­
tenden Tendenz, nu r das Einfam ilienhaus zuzulassen. Der 
Grundgedanke is t im Rahmen des Ganzen allerdings nu r logisch, 
wenn spekulative Bew eggründe unerö rtert bloiben sollen, die 
hier-und  dort m itsprechen: in e rste r L inie is t  die G artenstad t 
für diejenigen bestim m t, die das eigne H aus im Garten jeder 
ändern W ohnungsform  vorziehen. Immerhin müssen auch 
solche L iebhaber m it ihren oft sehr knappen M itteln rechnen. 
G rundstücks- und Baukoston sind zu vorzinsen, selbst bei dom 
sehr großen Entgegenkommen, das die G artenstadtgesellschaften 
h ier s te ts  zeigen. H inzu kommen die K osten für die täglichen 
F ahrten  zur S ta d t und die fast immer übersehenen Aufwen­
dungen für den Garten. Der Raum verb ie tet es, auf diese 
w ichtigen F ragen  näher einzugehen; man darf aber annehmen, 
daß das eigne H aus einschließlich der angedeuteten Neben­
ausgaben einen M ietsaufwand von mindestens 1600 M ark jä h r ­
lich erfordert. E s is t dabei klein und niedlich und man wohnt 
im V ergleich zu der bisherigen S tadtw ohnung sehr beengt. 
Eine solche E inengung is t aber n icht nach jederm anns Ge­
schmack, und so m ancher verzich te t nu r aus diesem Grund auf 
die G artenstadt.

E rheb t die G artenstad t das Einfam ilienhaus zu r unverrück­
baren Norm, so schneidet sie sich dam it gewissermaßen ins 
eigne Fleisch. Sie muß eine M ehrheit von Ansiedlern abweisen 
und auf eine wohlhabende M inderheit w arten. Sie übersieht 
nämlich, daß der G ro ß s tä d te r  für seine Miete auch leidlich 
geräum ige Zimm er verlangt und sich m it engen Räumen für 
dasselbe Geld selbst in der G artenstad t n ich t begnügt.

M it dem B au von Z w eifam ilienhäusern  w ürde man zweifel­
los nu r gu te  E rfahrungen machen. W enn auch die einzelne 
W ohnung hier n ich t imm er billiger w ird als im Einfamilien- 
hauso, so w ird sio für denselben P reis s te ts  geräum iger. An 
sich is t  die E rrich tu n g  von M ietswohnungen für die Entw ick­
lung dor G artenstad t n u r von Vorteil. Denn viele, die eine 
spätere A nsiedlung beabsichtigen, wollen vorher Gelegenheit 
haben, sich selbst ein U rte il über das F ü r und W ider zu bilden. 
D azu brauchen sie die M ietswohnung in der G artenstad t. End­
lich füh rt die Notwendigkeit, Läden einzurichten, ganz von 
selbst zum Bau von kleinen Zweifam ilienhäusern.

Die V erbindung der G artenstad t m it der G roßstadt schallt 
im allgemeinen die E isenbahn, die V orortbahn, da die Boden­
preise ihre A nlage in einer E ntfernung  bedingen, für welche

die sonstigen V erkehrsm ittel, vornehmlich die S traßenbahn, 
n ich t mehr ausreichon. Bei den täglichen W egen zur A rbeits­
s tä tte  in der G roßstadt wird der G artenstäd ter die L age seines 
H auses m öglichst naho am Bahnhofe jeder ändern vorziehen; 
denn bereits ein W eg von nu r zehn M inuten durch den Schnee 
des W interabend oder das R egenw etter des Novembertages als 
Zugabe zu einer E isenbahnfahrt von dreiviertelstündiger D auer 
wird unangenehm empfunden. Die G artenstad t m acht sich 
diese allgemeine A bneigung vor weiten W egen zunutze: sio 
verkauft die G rundstücke in der Nähe des Bahnhofs teu re r als 
die im w eitern Umkreis. Und so allgem ein h a t sich dieses 
V erfahren eingebürgert, daß es für selbstverständlich g ilt und 
niemand die Frago aufwirft, ob eine Gemeinde, die e rs t werden 
will, n icht vielleicht besser tä te , sich in diesem P unk te  von 
entgegengesetzten Ueberlegungen leiten zu lassen. W er den 
W eg zum Bahnhofe zu F uß machen muß ohne andere F o rt­
bewegungsm ittel, kann ein abgelegenes G rundstück n ich t ge­
brauchen. E r is t  auf die Nähe des Bahnhofs angewiesen oder 
muß verzichten. Außerdem gehört er zu der überwiegenden 

j M ehrheit der weniger B egüterten. Sollte man ihm die Absicht, 
in der G artenstad t ansässig zu werden, dadurch verleiden, daß 

' man eine durchaus nötige Bequem lichkeit gewisserm aßen be­
steuert?  (Denn in der nun geforderten P reiserhöhung des 
G rundstücks lieg t eine A rt Steuer.) L eich t kann aus dem be­
geisterten  F reund ein ebenso heftiger Gegner werden.

Es w äre also reiflich  zu überlegen, ob an dem Prinzip, 
die G rundstückspreise nach der E ntfernung vom V erkehrs­
zentrum  zu staffeln, unbedingt festgehalten  werden muß. Da 
man aber das entgegengesetzte Verfahren n icht g u t einführen 
kann, so ergib t sich als le tzte Konsequenz dieser Gedanken- 
reiho das folgende praktische R esultat. Die G artenstad t nor­
m iert während der ersten  .Tahre einen E i n h e i t s p r e i s  für 
Bauland in ihrem gesam ten Gebiete. D ieser E inheitspreis wäre 
durchschnittlich  aus den Selbstkosten zu berechnen, die für den 
A nkauf des ganzen T errains aufgewendet wmrden. W ie lange 
das Prinzip des E inheitspreises gelten soll, w ird sich im konkreten 
Falle le ich t feststellen lassen. Im Zusam menhänge dam it w ird es 
ferner bei der A ufstellung des Bebauungsplans zweckmäßig sein, 
in der Nähe des V erkehrsm ittelpunkts nur kleinere Parzellen 

: vorzusehen, größere dagegen an die Peripherie zu verlegen.
M it solchen G rundsätzen s teu ert die G artenstad t unm ittel­

bar auf ih r einziges und eigentliches Ziel zu: die mäßig be­
gü te rten  Kreise des bürgerlichen M ittelstandes zu gewinnen. 
Sie b raucht n icht auf den M illionär zu w arten, der alle W ege 
im eignen A uto m acht und Entfernungen daher n ich t kennt. 
Die große Menge w ird es, wenn man so sagen darf, auch hier 
bringen. D er Entschluß, die Bequem lichkeiten großstädtischen 
Lebens m it den immerhin prim itiven E inrichtungen der wer­
denden G artenstad t zu vertauschen, wird in jedem F alle sehr 
reiflich überlegt. Entfernungen spielen dabei eine große Rolle. 
W ird  dem unentschlossenen Liebhaber zugem utet, sich an den 
äußersten  Grenzen der G artenstad t anzusiedeln, in der idylli­
schen E insam keit der Kiefern und D rahtzäuno, so nim m t er noch 
in le tz ter S tunde von seinem Vorhaben A bstand. D er Hinweis, 
daß der W eg, der heute zehn M inuten dauert, im nächsten Sommer 

j vielleicht schon eine kleine halbe S tunde beanspruchen könnte (weil 
I näm lich der Bodenpreis schneller s te ig t als die M ittel des Ansied­

lers), daß also schnelle E ntscheidung g u t tä te , verfängt selten. W er 
e rs t lange überlegt, is t  auch für die gute Sache verloren. Man 
komme daher der Psyche des Ansiedlers entgegen, man bedenke, 
daß kein G artenstäd ter vom Schienenstrange zur G roßstadt völlig 
unabhängig ist, weder im Berufe noch in der Lebensführung.

Die nächste natürliche Folge einer solchen Bodenpolitik 
wäre die konzentrierte Bebauung der Parzellen um den V er­
kehrsm itte lpunkt, den Bahnhof. Keine V erstreuung  der A n­
siedler über das ganze Gebiet der G artenstad t: ein Zustand, 
den keiner der B eteiligten wünschen kann. Niemand h a t m ehr 
Veranlassung, in der äußersten Thule zu hausen, wo die Grund- 
stüekspreise geringer sind; jeder h a t die gleichen Chancen, und 
w er zuerst kom m t „m ahlt“ zuerst. Geschäfte, in denen vor­
läufig die nötigsten Lebensm ittel zu haben sind, werden sogleich 
eingerichtet; die G artenstad t muß den K aufleuten im A nfang 
in liberalster W eise entgegenkom m en, etwra durch M ieterlaß. 
Sie und die A nsiedler ziehen sich gegenseitig  an; um den Kern 
k ris ta llis ie rt sich die M asse leicht herum . Jeder neue A n­
kömmling findet eine w eiter entw ickelte K u ltu r als der V or­
gänger; einer sag t es dem ändern, und der Zuzug der B e­
wohner w ird n icht ausbleiben. A llm ählich erscheinen reichere,
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anspruchsvollere A nsiedler, da sie eine G artenstad t dieser A rt 
un te r sonst gleichen Bedingungen einer bloßen Villenkolonie 
vorziehen. W enn die G artenstad t von je tz t  ab m it dem E in ­
heitspreis bricht und das B auland nach dem üblichen Staffel­
system  abgibt, w ird niemand daran A nstoß nehm en; denn sie 
b ie te t ihren Bewohnern w esentlich m ehr als nu r frische L u ft 
und W aldesruhe. (Tatsächlich werden so die entlegeneren P a r ­
zellen teu re r verkauft als die dem V erkehrszentrum  näheren; 
ein V erfahren, das zw ar von den üblichen Gepflogenheiten ab­
weicht, sich aber aus den V erhältnissen ganz natürlich  ergibt.) 

* *

W ir können nunm ehr eine A r t  Typus der G artenstad t kon­
struieren. N icht d en  Typus — es wird andere, bessere 
geben — , immerhin aber einen, der die Bedürfnisse und A n­
sprüche ih rer Bewohner gebührend berücksichtigt, ihnen die 
erw ünschte Abgeschlossenheit und Zurückgezogenheit ermög­
licht, ohne dabei in  die P rä ten tion  zu verfallen, aus einem 
Buenretiro des g u t bürgerlichen Publikum s ¡eine Villenkolonie 
von gewollter V ornehm heit zu machen; ein Vorhaben, das m it 
dem eigentlichen W esen der G artenstad t wenig gemein hat.

Skizzieren w ir den Bebauungsplan, wenn auch nur in 
ganz flüchtigen Zügen. D er Bahnhof bildet das natürliche 
V erkehrszentrum . Um ihn herum  gruppieren sich Baublocks, 
die für M ietswohnungen und Geschäfte der nötigen A r t  Vor­
behalten bleiben. Zweifam ilienhäuser, teils m it zwei W ochnungen 
über- und nebeneinander, teils m it W ohnungen im oberen und 
Läden im unteren Geschosse. Man würde vielleicht Gruppen 
von je  zwei H äusern dieser A rt bilden, die m it den Brand- 
mauorn Zusammenstößen. Jede Gruppe is t  von der ändern 
durch einen unbebauten Streifen getrenn t, den sogenannten 
Bauwich. W ir betre ten  das für E infam ilienhäuser bestim m te 
Terrain. Zunächst kleinere G rundstücke für bescheidene A n­
sprüche: keines davon größer als 50—75 Q uadratru ten  im 
D urchschnitt. Und nun e rs t die großen und größeren P a r­
zellen, die schließlich ganze Baublocks um fassen, die G arten­
sta d t gegen die A ußenw elt abschließon und boi ih rer räumlichen 
A usdehnung bereits als kleine Landsitze gelten können. Die 
A nlage um schließt den Bahnhof in drei konzentrischen Ringen, 
die durch H auptverkehrsstraßen  voneinander ge trenn t sind; 
durch geeignete F ührung  der übrigen V erkehrs- und W ohn­
straßen  w ird von jedem  P u n k t ein bequemer W eg zum V er­
kehrszentrum  goschaffen.

Daß eine G artenstad t nach diesem Schema durchaus mög­
lich ist, w ird der unbefangene K ritiker kaum  bestreiten. E r 
braucht sie n icht einmal U topia zu nennen. A bänderungen 
des Program m s werden dem besonderen Falle gem äß vor­
genommen. N ur die Grundlagen müssen erhalton bleiben: die 
G artenstad t is t  eine wirkliche S tad t, wenn auch nur im kloinen, 
keine Villenkolonie. D urch E inführung eines einheitlichen 
Bodenpreises w ird die sonst sprunghafte B ebauung von vorn­
herein in die gew ünschte konzentrierte (auch konzentrische)
Form  geleitet. * ,

*

Ein Teil der geplanten G artenstad t soll für die A ufstellung 
von Sommerhäusern in A ussich t genommen werden. Ver­
schiedene M öglichkeiten bieten sich: Die G artenstad t bau t die 
Häuschen selbst und verpachtet oder verkauft sie m it den 
kleinen G ärten; vielleicht verkauft oder verpachtet sie auch 
nur das Bauland. In  jedem  F all übernim m t sie aber die 
Ueberwachung und Instandhaltung  der über W inter leerstehen­
den Häuschen. D am it wären die beiden H auptschw ierigkeiten 
aus dom W ege geräum t, welche die Som m erhausfrage m it sich 
bring t: die U eberw interung und der Zwang, jeden Sommer in 
derselben Gegond verbringen zu müssen, falls man keinen 
M ieter für das Sommerhaus findet und n ich t in der L age ist, 
es unbenutzt leerstehen zu lassen. Die G artenstad t enthebt
dieser Sorgen. » *

*

Der Name „G artenstad t“ is t neueren U rsprungs, die Sache 
selbst, nam entlich in der Form , wie sie den modernen Gründungen 
vorschweben sollte, n icht mohr so ganz neu. Um Berlin sind 
es die alten  westlichen V ororte Zehlendorf, L ichterfelde, S teg ­
litz oder wie sie sonst heißen, die sich m it F ug  und Recht 
G artenstädte nennen dürfen. W as die neuen A nlagen in m ühe­
voller A rbeit e rs t werden erreichen müssen, is t  hier in aller

S tille und A bgeschiedenheit zu r Reife gediehen; n ich t zuletzt 
auch der G arten. E iner re ih t sich an den ändern, eine w irk­
liche G artenstad t, die maßlose Boden- und Bauspekulation 
leider schon überall zu vernichten droht.

Die neuen G artenstädte h a t der künstlich gesteigerte 
Bodenpreis weit über die Peripherie der W elts tad t h inaus­
gedrängt. W o gestern  noch die schweigende E insam keit 
schw ärzlicher K iefernwälder herrschte, winden sich heute 
saubere S traßen (die abends wohl etwas heller beleuchtet sein 
könnten), lagern P lä tze  in gärtnerischem  Schmucke. F reund­
liche H äuser und H äuschen sind allenthalben verstreu t. K räfti­
gend und w ohltuend is t der strenge H arzduft im m ittäglichen 
Sonnenschein; und wer das G rün das Laubw aldes n ich t verm ißt, 
findet hier bald Gelegenheit, die vom Berufsleben zerm ürbten 
Nerven wieder zu kräftigen. Tief is t die Ruhe des Nadolholzes, 
die nu r selten die lustige Stim m e eines Vogels unterbricht. Aber 
auch drückend die sommerliche Schwüle und etwas eintönig das 
düstere G raugrün der Kiefer. V ergeblich sucht der Blick das 
prächtige Farbenspiel des sichherbstlich verfärbenden Laubes.

So sucht und findet der eine dieses, der andere jenes in 
der freien N atu r; wer aber seinen ständigen A ufenthalt in der 
G artenstad t nehmen will, darf n icht n u r  N aturschw ärm er sein. 
E r  muß seine V orbereitungen m it praktischem  Blick und großer 
U m sicht treffen. U m sichtiger als der S täd ter, dem lange be­
stehende E inrichtungen die gewohnte Bequem lichkeit verbürgen. 
E r  sollte sich an einem stürm ischen Regenabend über die B e­
schaffenheit der S traßen in seiner G artenstad t informieren, 
n icht nu r bei einem Spaziergange durch den strahlenden 
Sommermorgen; er sollte sich eingehend m it der B ew ässerung 
und Beleuchtung beschäftigen, zu erfahren suchen, ob die 
G artenstad t L ich t und W asser in  eigner Regie h a t oder von 
einer Nachbargemeinde bezieht. Denn hieraus können, selbst 
im tiefsten Frieden, betrübliche Verwicklungen erwachsen, die 
den G artenstäd ter in die n icht erw artete N otw endigkeit bringen, 
nach Brunnen und Petroleum lam pe ängstlich Um schau zu 
halten. Das sind technische Einzelheiten, m eint der L eser; 
allerdings, doch wird der fröhliche G artenstäd ter bisweilen ge­
zwungen, sich m it ihnen mehr zu befassen, als ihm lieb ist.

Von der besonderen W ichtigkeit einer bequemen V er­
pflegung is t  in den ersten  A bschnitten  dieser B etrach tung  des 
langen und breiten gesprochen w orden; wer hiervon noch 
nicht überzeugt ist, frage die H ausfrau. V ielleicht geling t es 
ihr, seine H artnäckigkeit zu überwinden. In  dieser H insicht 
w ird eine G artenstad t den V orzug verdienen, die sich — um 
es kurz zu sagen — an eine bereits ku ltiv ierte  N achbarschaft 
anschließt. O ft rühmen sich die G artenstäd te der bei ihnen 
herrschenden F reiheit von Kom m unalabgaben; ernst und be­
dächtig  muß man fragen: wie lange noch?

*  *
*

Die heutigen G artenstäd te sind durchweg P riva tun te r­
nehm ungen irgenwelcher Terrain- oder Baugesellschaften. Man 
darf annehmen, daß die B egründer n ich t ausschließlich die 
F örderung der V olksgesundheit bei ihrer A rbeit im Auge 
haben. Das angelegte K apital soll sich auch verzinsen. Daß 
man m öglichst vorteilhaft abschneiden will, is t  begreiflich. 
N ur darf dieses Bestreben n ich t zu M aßregeln führen, die 
weder der G artenstad t noch ihren Bewohnern nützen. N am ent­
lich aber jener n icht; denn diese können sich sehr le icht vor 
E nttäuschungen hü ten : sie siedeln sieh einfach n icht an, son­
dern bleiben vorläufig noch, wo sie gerade sind. Es hieße die 
A nforderungen der W irk lichkeit verkennen, w ollte man aus 
der G artenstad t durchaus eine vornehme Villenkolonie machen 
(eine A r t  Grunewald im kleinen), um reiche L eute anzulocken, 
die un ter sich sein wollen, und um dadurch vorteilhafte Boden­
geschäfte zu machen. Das Publikum , welches für P rojekte 
dieser A rt zu gewinnen wäre, is t, soweit Berliner V erhältnisse 
in  F rage kommen, bereits verso rg t: sein Gebiet erstreck t sich 
vom Grunewald w estw ärts nach W annsee. Gleich und gleich 
gesellt sich auch h ier nur zu gern, und so is t es n icht w ahr­
scheinlich, daß der reiche Mann sich in einem ändern V orort 
anbauen wird. Ausnahm en, die man hier und dort beobachtet, 
bestätigen  die Regel. Eine G artenstad t vor den Toren B erlins kann 
n u r bestehen, wenn sie ihre A nsiedler un ter dem bürgerlichen 
M ittelstände sucht und dessen Bedürfnissen sow eit als möglich 
entgegenkom m t. Die E ntw icklung w ird den Beweis liefern.
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W o c h e n s c h r i f t  d e s  A r c h i t e k t e n -Ve r e i n s  z u  B e r l i n
H ERAUSG EG EBEN VOM VEREINE

N u m m e r  2 3 a B erlin ,  M ittw och , 12. Ju n i  1912 V II.  Jahrgang
A lla  Rächte voroenalten

Entwurf zu Leitsätzen für eine Organisation der selbständigen Privatarchitekten im Yerbando 
Deutscher Architekten- und Ingenieur-Yereine, aufgestellt vom Architekten-Verein zu Berlin

V orb  e m o r k u n g

D er V ereinsvorstand is t  von der Verbandsleitung durch Schreiben vom 7. Mai 1912 gebeten, eine Stellungnahm e des Vereins 
zu dem Gedanken der O rganisation der P rivatarch itek ten  im Verbände herbeizuführen. Die vom V orstande des Verbandes zur 
Besprechung gestellten allgemeinen Sätze lauten nach den M itteilungen des Verbandes, H eft Nr. 57, I. Teil, Seite 329, 
folgendermaßen:

I. „Das V orhandensein zahlreicher künstlerisch , technisch 
und w irtschaftlich  n icht einwandfreier Elem ente, die sich als 
A rchitekten  bezeichnen, läß t cs für die akadem isch gebildeten 
und w irklich künstlerisch  tä tigen  H ochbauer als geboten er­
scheinen, sich zur Abw ehr des vielfach schädlichen Einflusses 
der sich unberechtig t A rch itek ten  nennenden Kreise zusaramen- 
zuschließen. “

II. „Die Grundlagen der das Ergebnis eines solchen Zu­
sam m enschlusses bildenden K örperschaft werden in erste r Linie 
w irtschaftliche sein; cs is t  aber jedenfalls anzustreben, für den 
Zusam m enschluß die denkbar freieste Form zu finden und mög­
lichst allen bureaukratischen B allast, wie er den bisher aus­
gearbeiteten V orschlägen zur B ildung von A rchitektenkam m ern 
anhaftete, zu verm eiden.“

III . „Im In teresse n ich t nur der P riva tarch itek ten , sondern 
des gesam ten S tandes der Techniker is t  es zweckmäßig, die so 
geschaffene K örperschaft, falls sic sich n ich t aus den bereits 
bestehenden Vereinen dos Verbandes ohne weiteres heraus­
bildet, dem Verbände anzugliedern. Sie würde also nach dem 
Vorbiido dor V ereinigung B erliner A rchitekten  und des Vereins 
D eutscher A rchitekten  und Ingenieure au den preußischen B au­
gewerkschulen zu dem V erbände in gleichem V erhältn is stehen, 
wie seine jetzigen Einzelvereine.

Die ganze. K örperschaft w ird in O rtsgruppen zu zerlegen 
sein, deren V ertre tu n g  auf der A bgeordnotenversam m lung des 
Verbandes von einer M indestm itgliederzahl abhängig zu machen 
sein w ürde.“

IV. „Die Bestim m ungen über die M itgliedschaft müßten, 
um dem Gedanken Rechnung zu tragen, der zur Schaffung der 
neuen O rganisation führt, alle Elem ente ausschlioßen, dio den 
Anforderungen nicht entsprechen, die an einen ,A rch itek ten1 im 
Sinne des akadem isch gebildeten, künstlerisch  selbständig 
schaffenden Technikers zu stellen sind. Die M itgliedschaft be­
dingt, wie u n te r I II  angedeutet, die Z ugehörigkeit zum V er­
bände D eutscher A rch itek ten  und Ingenieure .“

V. „Es is t  zu wünschen, daß den M itgliedern, dio sich durch 
ihre Z ugehörigkeit zu dieser K örperschaft als einwandfreie 
A rchitekten nach außen, also den Behörden wie dom Publikum  
gegenüber, ausweisen, gewisse Erleichterungen bei der B ehand­
lung ihrer Entw ürfe und Bauten durch die Baupolizei usw. cin- 
geräum j werden. A uch könnten die Behörden ih r Kom m unal­
aufsichtsrecht im In teresse vorzugsw eiser H eranziehung solcher 
A rchitekten  zu staatlichen und kommunalen B auausführungen 
geltend m achen.“

VI. „Die M itgliedschaft verpflichtet zur A nerkennung der 
vom Verbände herausgegebenen G ebührenordnung als G rund­
lage für H onorarforderungen, ferner zur B eobachtung der W ett- 
bew erbsgruudsätze und der Bestim m ungen über Leistungen zu 
Bauzwecken und auch sonst dazu, die A rbeiten  des Verbandes 
so weitgehend wie möglich zu benutzen und ihnen in der 
Oeffentliehkeit zur A nerkennung zu verhelfen.“

Dor Ausschuß der V erbandsabgeordneten des A .V .B., der sich in seinen Sitzungen vom 22. Mai und 3. Ju n i eingehend m it 
der A ngelegenheit befaßt iiat, h a t dem V ereinsvorstande die nachstehenden L eitsä tze  überreicht und bean trag t, diese dem Verein 
in  d e r  S i t z u n g  v o m 17. J u n i  zur  Annahm e zu empfehlen und sie dann dem V erbandsvorstand als K undgebung des B erliner 
A rchitekten-V ereins zuzusenden.

L e i t s ä t z e :

1. D e r  A r c h i t e k t e n - V e r e i n  zu  B e r l i n  v e r s t e h t  u n t e r  
A r c h i t e k t  d e n  B a u k ü n s t l e r ,  d e r  e n t w e d e r  e i n e  a b g e ­
s c h l o s s e n e  a k a d e m i s c h e  B i l d u n g  i m  H o c h b a u  b e s i t z t  
o d e r  d e n  N a c h w e i s  e i n e r  ü b e r  d a s  h a n d w e r k s m ä ß i g e  
K ö n n e n  h i n a u s r a g e n d e n  k ü n s t l e r i s c h e n  B e f ä h i g u n g  in 
d e r  B a u k u n s t  e r b r ä c h t  ha t .  Ob  d i e s e r  B a u k ü n s t l e r  
d i e  T ä t i g k e i t  dos  A r c h i t e k t e n  in b e a m t e t e r  o d e r  f r e i e r  
S t e l l u n g  a u s i i b t ,  i s t  g l e i c h g ü l t i g .

D i e  b e a b s i c h t i g t e  O r g a n i s a t i o n  s o l l  s i c h  n u r  a u f  
s o l c h e  A r c h i t e k t e n  b e z i e h e n ,  d i e  i n  i h r e m  B e r u f e  
k ü n s t l e r i s c h ,  t e c h n i s c h ,  w i r t s c h a f t l i c h  u n d  g e s c h ä f t ­
l i c h  s e l b s t ä n d i g  s i n d ,  a l s o  a u f  d i e  s e l b s t ä n d i g e n  
P r i v a t a r c h i t e k t o n .

2. D i e  s e l b s t ä n d i g e n  P r i v a t a r c h i t e k t e n  w o l l e n  s i c h  
f e s t e r  o r g a n i s i e r e n ,  u m  e n e r g i s c h e r  d e n  K a m p f  g e g e n  
d a s  P f u s c h e r t u m  u n d  g e g e n  die  k ü n s t l e r i s c h ,  t e c h ­
n i s c h  u n d  w i r t s c h a f t l i c h  n i c h t  e i n w a n d f r e i e n ,  s i c h  u n ­
b e r e c h t i g t  A r c h i t e k t e n  n e n n e n d e n  E l e m e n t e  f ü h r e n  
zu  k ö n n e n .  D e r  A r c h i t e k t e n - V e r e i n  b i l l i g t  d i e s e n  
Z w e c k  d e r  O r g a n i s a t i o n  u n d  i s t  b e r e i t ,  i h r  Z u s t a n d e ­
k o m m e n  t a t k r ä f t i g  zu  f ö r d e r n .

3. D i e  M i t g l i e d s c h a f t  in d i e s e r  n e u  zu  s c h a f f e n d e n  
O r g a n i s a t i o n  v e r p f l i c h t e t  zu  e i n e r  e i n w a n d f r e i e n  G e ­
s c h ä f t s g e b a r u n g  s o w i e  z u r  B e o b a c h t u n g  d e r  v o m 
V e r b a n d  a u f g e s t e l l t e n  G e b ü h r e n o r d n u n g ,  d e r  W e t t ­
b e w e r b s g r u n d s ä t z e  u n d  d e r  B e s t i m m u n g e n  ü b e r  d i e  
z i v i l r e c h t l i c h e  V e r a n t w o r t l i c h k e i t .

4. I m  S t a n d e s i n t e r e s s e  l i e g t  es ,  d a f ü r  zu s o r g e n ,  
d a ß  d u r c h  d i e s e  O r g a n i s a t i o n  d e r  s e l b s t ä n d i g e n  P r i v a t ­
a r c h i t e k t e n  n i c h t  e i n e  w e i t e r e  Z e r s p l i t t e r u n g  d o r  
B a u k ü n s t l e r  e i n t r i t t ;  es  i s t  zu  b e g r ü ß e n ,  w e n n  b e i  d o r  
S c h a f f u n g  d e r  O r g a n i s a t i o n  d e r  V e r s u c h  g e m a c h t  
w i r d ,  d i e  T r e n n u n g  zu b e s e i t i g e n ,  d i e  d u r c h  d a s  
N e b e n e i n a n d e r b e s t e h e n  d e s  V e r b a n d e s  D e u t s c h e r  
A r c h i t e k t e n -  u n d  I n g e n i e u r - V e r e i n e  u n d  a n d e r e r  
j e t z t  s e l b s t ä n d i g e r  A r c h i t e k t e n g r u p p e n  v o r h a n d e n  
i s t .  U m  e i n e n  Z u s a m m e n s c h l u ß  a l l e r  d i e s e r  G r u p p e n  
im V e r b a n d  a n z u b a h n e n ,  w i r d  e i n e  V e r ä n d e r u n g  d o r  
O r g a n i s a t i o n  de s  V e r b a n d e s  e r f o r d e r l i c h  w e r d e n ,  d i e  
e i n e  V e r t r e t u n g  d e r  e i n z e l n e n  I n t e r e s s e n g r u p p e n  i m 
V e r b a n d  e r m ö g l i c h t .
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Anträge auf Erlaß eines Wolmungsgesotzos 
A us den Beratungen dos Hauses der Abgeordneten — 28. Sitzung am 2. März 1912

(Fortsetzung aus
P r ä s id e n t  Dr. Frhr. v. E r ffa : Zur Begründung des Antrags der 

Abgeordneten Frank, Linz und Dr. W uermoling und Genossen auf 
Drucksache 138 hat das W ort der Antragsteller, der Abgeordnete 
Dr. W uormeling.

Dr. W u o r m e lin g ,  Antragsteller (Zentr.): Meine Herren, der 
Herr Abgeordnete v. Zedlitz hat schon mit Rocht auf einen U nter­
schied zwischen den beiden Anträgen, die Ihnen hier vorliegen, auf­
merksam gemacht. Unser Antrag schließt sich wörtlich dom Antrag 
an, der im vorigen Jahre von Angehörigen der vier größten Parteien  
g estellt und von der großen Mehrheit des Hauses angenommen ist. 
Er nennt ausdrücklich auch die Industriegegenden, während dor gegen­
wärtige Antrag der Freikonservativen die ludustriegegenden nicht be­
sonders erwähnt und nur von den unter großstädtischen Verhältnissen  
lebenden Menschenmassen spricht. W enn man diesen Antrag liest 
ohne die Ausführungen, die Herr von Zedlitz oben machte, so braucht 
man daraus nicht zu entnehmen, daß er die Industriegegenden aus­
schließen w ill; denn auch in Industriegegendon, die nicht gerade 
Großstädte sind, kann es W ohnungsverhältnisse nach A rt dor groß­
städtischen geben. Also insofern is t  kein wesentlicher Unterschied  
zwischen beiden Anträgen. W ir legten W ert darauf, den Antrag ge­
rade in dor Form zu stellen, in der er im vorigen Jahro hier ange­
nommen worden ist, damit die großen Parteien, dio sich für denselben 
Antrag schon in der vorjährigen Session erklärt hatten, m it dom Ge­
wicht ihrer Partoien auch diesmal für ihn eintreten möchten. Ein be­
sonderer Grund für uns, gerade diesen Antrag zu wiederholen, war 
noch der, weil dio Herren Freikonservativen ihrem Antrage noch eine 
zweite Nummer beigofügt haben, in der sie eine Untersuchung über 
geeignete Maßnahmen zur Schaffung städtischen Realkredits wünschen. 
J e tzt haben sie ja wieder zunächst eine Trennung der beiden Nummern 
für dio Beratung beantragt. Gegen eine solche Untersuchung haben 
wir an sich nichts. Aber wir glauben, die W ohnungsfrage bietet 
schon im übrigen genug Schwierigkeiten im einzelnen, und es genügt, 
wenn wir zunächst nur die allgemeine Frage dos W ohnungsgesetzes 
betonen; denn auch hier g ilt  der S a tz : In der Beschränkung zeigt sich 
erst dor Meister. W ir glaubten uns demnach an das halten zu sollen, 
was das Haus in seiner großen M ehrheit im  vorigen Jahro festgelegt hat. 
Im übrigen bin ich mit Herrn v.Zedlitz der Ansicht, daß die beiden Anträge 
durchaus geeignet sind, von derselben Mehrheit angenommen zu werden.

Mit Rücksicht auf die Geschäftslage des H auses glauhe ich, mich 
einer ausführlichen Begründung unseres Antrags enthalten zu können, 
um so mehr, als er sachlich ja  in der Hauptsache m it dom freikonser­
vativen Antrag überoinstimmt und Horr v. Zedlitz uns seinen Antrag 
eben m it gewohnter Gewandtheit kurz und schön begründet hat. 
(Sehr richtig! bei den Freikonservativen.) Aber auch, wenn Herr 
v. Zedlitz den Antrag nicht so schön begründet hätte, würde ich eine 
lange Begründung nicht für nötig halten; als ich mir vornahm, den 
Antrag nicht ausführlich zu begründen, wußte ich ja  noch nicht, daß 
Herr v. Zedlitz es so gut machen würde (Heiterkeit), obwohl ich es 
natürlich bei ihm vermuten konnte. Ich halte es aber auch sachlich 
nicht für notwendig, einen solchen Antrag hier ausführlich zu be­
gründen, nachdem er im vorigen Jahro hier im Hause m it großer 
Mehrheit angenommen worden ist, und da die Frage der W ohnungs­
fürsorge und ihrer Reglung durch G esetz offenkundig nach einer bal­
digen Lösung gewissermaßen schreit. Im Reichstage lieg t eine A n­
zahl von Anträgen vor, die sogar ein Reichswohnuugsgesetz verlangen, 
und auch in Zeitungen und Literatur wird die W ohnungsfarge und die 
Notwendigkeit eines gesetzlichen Eingreifens fortgesetzt m it Nachdruck 
behandelt. A lso: daß die W ohnungsfrage, zumal in den Großstädten, 
zur Lösung reif ist, is t  wirklich so allgemein bekannt, daß der Antrag 
in dieser H insicht keinor näheren Begründung bedarf.

Meine Herren, ich spreche nicht allein von Berlin, auch nicht mal 
allein von Groß-Berlin, sondern von den Großstädten im allgemeinen. 
Von den Großstädten im allgemeinen w issen wir, daß viele Hundert­
tausende, ja Millionen von Menschen in Mietskasernen m it traurigen 
Hinterhäusern und dumpfen Höfen ohne Spielplätze für die Kinder zu­
sammengepfercht sind. W ir w issen w eiter, daß in diesen M iets 
kasernen eino große Anzahl von M enschen, auch wieder Hundert­
tausende, noch dazu in übervölkerten W ohnungen leben. Nun kann 
man ja den Bogrifl „Uebervölkerung“ scharf und milde nehmen und 
müßte dabei ja auch den Luftraum des Zimmors in Betracht ziehen. 
W enn man abor auch im Durchschnitt ein Zimmer erst bei vier oder 
fünf Personen übervölkert nonnen will, so kann man doch sagen, daß 
Hunderttausende im deutschen Vaterland in den Großstädten in über­
völkerten W ohnungen leben.

W elche Gefahren sich daraus für die körperliche Gesundheit, für 
die Sittlichkeit, für den Familiensinn und für das Familienleben er­
geben, darüber brauche ich auch keine weiteren Ausführungen hier 
zu machen. Vor einigen Tagen stand in der „Sozialen Praxis“ ein 
recht lesenswerter Artikel von dem bekannten und verdienten Professor  
Franko über die W ohnungsfrage. Professor Franke sagt da — und das 
kann mau nur unterschreiben — : wohin man auch auf dem weiten Ge­
biete der Sozialreform blicke, stoße man immer wieder auf das Gründ­
übel der W ohnungsfrage. Das ist eben eine Frage, die m it den ver­
schiedensten Seiten der sozialen Reform und der Besserung auf diesem
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Gebiete in Verbindung steht. Nehmen wir nur das Gobiet der Tuber­
kulose — ich glaube, darauf hat Herr v. Zedlitz auch aufmerksam ge­
macht — , das Gebiet der Säuglingssterblichkeit, des Alkoholmißbrauchs, 
das Gebiet der Fürsorgeerziehung. W ir bekommen ja jährlich von dem 
Herrn Minister des Innern die Berichte Uber die Fürsorgeerziehung; an 
der Hand dieser Berichte kann man verfolgen, daß die Zahl der Fürsorge­
zöglinge verhältnismäßig zunimmt, je  größer die Stadt ist, und abnimmt, 
je  mehr man sich den kleineren, ländlichen Verhältnissen nähert. 
Auch hier wieder erweist sich das Land als der Jungbrunnen und die 
Großstadt als der gefährlichste Boden. Ich glaube also, in dieser B e­
ziehung brauchen wirklich keine Ausführungen weiter gem acht zu werden.

Meine Herren, wenn wir zu der Frage Stellung nehmen wollen, 
ob man ein allgemeines W ohnungsgesetz schaffen soll oder ein be­
sonderes W ohnungsgesetz für die Großstädte und für die großstädti­
schen Verhältnisse, die ich damit verbinden will, so müssen wir uns 
aber klarmachen, daß es viel richtiger ist, die Frage der W olmuugs- 
fürsorge für die großstädtischen Verhältnisse besonders zu behandeln, 
weil die Frage der W ohnungsfürsorgo in der Großstadt und die der 
W ohnungsfürsorge in kleineren und gar in ländlichen Verhältnissen  
eine ganz wesentlich verschiedene ist. (Sehr richtig! im Zentrum) 
Meine Herren, das Großstadtproblom ist  überhaupt ein ganz eigen­
artiges; es hat sich in der neueren Z eit allmählich so ausgewachsen, 
daß man wohl sagen darf, es erhebt dräuend sein Haupt im Vater­
lands. (Sehr richtig! im Zentrum) D ie Frage einer ordnungsmäßigen 
Regelung der Verhältnisse unseror Großstädte ist eine Kulturfrage 
ersten Ranges für unser Vaterland überhaupt, und in den bedauer­
lichen und schwierigen Verhältnissen der Großstadt sp ielt gerade dio 
W ohnungsfrage eine der ersten Rollen. Meino Herren, wir können 
unsere Großstädte — ich spreche durchaus nicht von Berlin allein, 
sondern von unsern Großstädten im allgemeinen — in dor Entwick­
lung, die sie zu nehmon drohen, nicht so weiter sich entwickeln lassen. 
Es müssen gesetzliche Garantien geschaffen werden, um dafür zu 
sorgen, daß die breiten Massen in den Großstädten nicht etwa bloß 
gute Kanalisation, W asser und Gas und sonstige moderne, bequeme 
Einrichtungen im  Hause haben, es gonügen auch nicht breite Straßen, 
sondorn es muß dafür gesorgt werden, daß diesen breiten Massen, 
diesen vielen Millionen unseres Volkes, die gesundheitlichen und sitt­
lichen Grundlagen eines natürlichen normalen Lebens für sich und 
ihre Familien gewahrt bleiben. (Sohr richtig! im Zentrum) Und zu 
diesen Fragen gehört eben in der Großstadt in erster Linie dio W oh­
nungsfrage. Meine Herren, ich bin durchaus kein Feind der Groß­
städte, im Gegenteil, ich erkenne die glänzende Entwicklung und die 
Summe von Intelligenz, m it der in den Großstädten gearbeitet wird, 
durchaus au; ich gebe zu, daß die Großstädte in unserm deutschen  
und hier speziell in unserm preußischen Vaterlando große Aufgaben 
zu lösen haben, daß sie auch in mancher B eziehung, m einet­
wegen auch in vielen Beziehungen, sich bestreben, diesen Aufgaben 
gerecht zu werden. Aber, meine Herren, man muß doch auf der 
ändern Seite auch sagen, die Fürsorge der Großstädte ist doch — obwohl 
dor Aufgabenkreis der Städte hier nach den maßgebenden B estim ­
mungen an sich gesetzlich ja nicht beschränkt ist — tatsächlich weit 
mehr auf die äußere Kultur gerichtet, als darauf, dio gosunden und 
sittlichen Grundlagen des Volkslebens bei den breiten M assen zu er­
halten. (Leider! — Sehr wahr! im Zentrum.) Bei aller Anerkennung 
dor Verdienste und der Fortschritte in den Großstädten muß ich 
doch sagen, daß, wenn die Verhältnisse sich so woitorontwickeln, 
die Großstädte sich zu einor Gefahr für unser Vaterland entwickeln  
können. (Sehr richtig! im Zentrum.) Man sagte im Altertum : lati- 
fundia perdidere Romam. Meine Herren, m it solcher Gefahr brauchen 
wir in diesem Umfange gewiß nicht zu rechnen. W enn sich aber dio 
Vorhältnisso der Großstädte so weiterentwickelo, dann würde man 
vielleicht einmal von unserm Vaterlande sagen können: die Großstädte 
sind es gewesen, die nnser Vaterland zugrunde gerichtet haben, dio 
die breiten Massen des Volkes zersetzt und ins Verderben gebracht 
haben. (Sehr richtig! im Zentrum.) Dagegen Vorsorge zu treffen, 
muß allerdings unser ernstes Bemühen sein, unser ernstes Bemühen 
gerade besonders auf dem Gebieto dor W ohnungsfürsorge. Ich sagte  
vorher, daß wir dabei einen wesentlichen Unterschied zwischen Groß­
stadt und dem übrigen Lande machen müßten. Ich glaube das aus­
reichend durch diese Ausführungen über die besonderen Verhältnisse 
der Großstadt begründet zu haben.

Nun kann man ja sagen und man sagt gewiß auch in erheblichem  
Umfange m it Recht, daß die W ohnungsfrage auch in den Großstädten 
zum großen Teil der T ätigkeit dor Gemeinden und der Interessenten­
kreise zu überlassen sei und auch der Privattäligkeit dabei ein weites 
Feld gegeben sei. Das ist in gewissen Grenzen richtig und soll auch 
nicht ausgeschaltet werden. Aber, meine Herren, wir haben dio E nt­
wicklung der Verhältnisse nun so lange mit angesehen, wir haben 
gesehen, daß alle Bemühungen _ unseror Gemeindeverwaltungen und 
auch die unserer Polizeiverwaltungen, die die Bauordnungen erlassen, 
doch im großen und ganzen es nicht vermocht haben, den Mißständen 
in der W ohnungsfrage in ausreichendem Maße entgegenzutreten. 
(Sehr richtig! im Zentrum.) W ir kommen also an einer gesetzlichen  
Reglung nicht vorbei. (Fortsetzung folgt)


